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Bonn, den 20. Januar 1951 


A.n den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anliegend übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Aufhebung 
des § 29 des Gesetzes zur Milderung drin- 
gender sozialer Notstände (Soforthilfegesetz) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Die Dringlichkeit der Vorlage läßt es nach Auffassung der Bundes- 
regierung notwendig erscheinen, daß die erste Lesung des Gesetz- 
entwurfs noch in der am 22. Januar 1951 beginnenden Woche stattfindet. 

Federführend ist der Bundesministcr der Finanzen. 

Der Deutsche Bundesrat hat in seiner Stellungnahme zu dem Ent- 
wurf lediglich zwei redaktionelle Änderungsvorschläge gemadit. Sie 
sind in dem beiliegenden Entwurf berücksichtigt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Entwurf eines Gesetzes 

über die Aufhebung des § 29 des Gesetzes 
zur Milderung dringender sozialer N otstände 
(Soforthilfegesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 

(1) Es werden aufgehoben: 

1. der § 29 des Gesetzes zur Milderung dringender 
sozialer Notstände (Soforthilfegesetz) vom 
8. August 1949 (WiGBl. S. 205) und der § 67 der 
Durchführungsverordnung zum Ersten Teil des 
Soforthilfegesetzes vom 8. August 1949 (WiGBL 
S. 214); 

2. in der französischen Besatzungszone: 

a) für das Land Baden der § 29 des Landes- 
gesetzes zur Milderung dringender sozialer 
Notstände (Soforthilfegesetz) vom 20. Sep- 
tember 1949 (GVBl. S. 323) und der § 67 der 
Landesverordnung zur Durchführung des 
Ersten Teils des Soforthilfegesetzes vom 
20. September 1949 (GVBl. S. 335), 

b) für das Land Rheinland-Pfalz der § 29 des 
Landesgesetzes zur Milderung dringender 
sozialer Notstände (Soforthilfegesetz) vom 
6. September 1949 (GVBl. I S. 457) und der 
§ 67 der Durchführungsverordnung zum 
Ersten Teil des Soforthilfegesetzes vom 6. Sep- 
tember 1949 (GVBl. I S. 477), 

c) für das Land Württemberg-Hohenzollern der 
§ 29 des Gesetzes zur Milderung dringender 
sozialer Notstände (Soforthilfegesetz) vom 
22. Juli 1949 (RegBl. S. 323) und der § 67 der 
Verordnung des Finanzministeriums zur 
Durchführung des Ersten Teils des Soforthilfe- 
gesetzes — Durchführungsverordnung zum 
Ersten Teil des Soforthilfegesetzes — vom 
27. August 1949 (RegBl. S. 381), 

d) für den bayerischen Kreis Lindau die Rechts- 
anordnung des Kreispräsidenten des baye- 
rischen Kreises Lindau vom 6. September 1949 
(Amtsbl. des bayerischen Kreises Lindau 
Nr. 35 a) über die Einführung des Gesetzes 
zur Milderung dringender sozialer Notstände 
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(Soforthilfegesetz) des Landes Württemberg- 
Hohenzollern vom 22. Juli 1949 und die An- 
ordnung des Kreispräsidenten vom 20. Sep- 
tember 1949 (Amtsbl. Nr. 38 a), soweit sie 
den § 29 des Gesetzes des Landes Württem- 
berg-Hohenzollern und den § 67 der Verord- 
nung des Finanzministeriums des Landes 
Württemberg-Hohenzollern übernehmen. 

(2) Eine allgemeine dingliche Sicherung der im 
Rahmen des endgültigen Lastcnausgleichs zu er- 
hebenden einmaligen Vermögensabgabe unterbleibt. 

§2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Begründung 


Bereits bei der Schaffung des Soforthilfegesetzes 
(SHG) wurde die Frage, ob die im Rahmen der 
endgültigen Lastenausgleichsabgaben zu erwartende 
einmalige Vermögensabgabe dinglich auf dem 
Grundbesitz der Abgabepflichtigen gesichert wer- 
den sollte, erörtert. Schon damals wurden die Be- 
denken, die einer derartigen Regelung entgegen- 
stehen, erkannt. Es wurde jedoch der Standpunkt 
vertreten, daß man in dieser Hinsicht der Rege- 
lung im endgültigen Lastenausgleich nicht vor- 
greifen solle. Für den Fall einer völligen Über- 
gehung dieser Frage im Soforthilfegesetz wurde 
jedoch mit der Möglichkeit gerechnet, daß die für 
Darlehnsgewährungen in Betracht kommenden 
Stellen Zurückhaltung in hypothekarischen Be- 
leihungen üben würden in der Besorgnis, daß im 
endgültigen Lastenausgleichsgesetz wider Erwarten 
eine dingliche Sicherung der Vermögensabgabe mit 
Vorrang vor allen anderen Belastungen oder 
wenigstens mit Vorrang vor den nach dem Wäh- 
rungsstichtag eingetragenen Belastungen vorge- 
schrieben werden könnte; volkswirtschaftlich er- 
wünschte Aufbaumaßnahmen würden dadurch ge- 
hemmt werden. Derartige Folgen auszuschließen, 
ist der Zweck des § 29 SHG. 

Die Finanzämter wurden durch diese Vorschrift 
ermächtigt, für die Grundpfandrechte, die nach 
Inkrafttreten des Soforthilfegesetzes für volkswirt- 
schaftlich erwünschte Investitionen bestellt werden, 
auf Antrag verbindliche Zusagen dahin zu ertei- 
len, daß diesen Grundpfandrechten der Vorrang 
vor einer etwaigen künftigen dinglichen Sicherung 
der im Rahmen des Lastenausgleichs zu erwarten- 
den Vermögensabgabe eingeräumt werden wird. 


Das Nähere wurde im § 67 der (Ersten) Durchfüh- 
rungsverordnung zum Soforthilfegesetz sowie in 
dem Runderlaß der Verwaltung für Finanzen des 
Vereinigten Wirtschaftsgebiets vom 8. August 
1949 LA 8630 — 1/49 und in zahlreichen Einzel- 
erlassen geregelt. 

Der § 29 SHG hat zu einer Fülle von Zweifels- 
fragen geführt, die bei der vorliegenden Fassung 
der Vorschriften nicht befriedigend gelöst werden 
können und sich außerordentlich wirtschaftshem- 
nend auswirken. Das gilt ganz besonders für den 
Wiederaufbau zerstörter Gebäude und die erst- 
malige neue Bebauung von Grundstücken. 

Die bei der Anwendung des § 29 SHG zur Mit- 
wirkung berufenen Stellen, insbesondere die Be- 
hörden der Finanzverwaltungen und die Wirt- 
schaftsministerien (Wirtschaftssenatoren) der Län- 
der sind durch die Vorschrift mit einer Fülle un- 
produktiver Arbeit belastet worden. 

Es ist deshalb von vielen Seiten dringend die Auf- 
hebung des § 29 SHG gefordert worden. Im Son- 
derausschuß Lastenausgleich und im Finanzaus- 
schuß des Bundesrats haben sich die Länder ein- 
stimmig für den alsbaldigen Erlaß eines Sonder- 
gesetzes zur Aufhebung der Vorschrift ausgespro- 
chen. 

In dem Entwurf eines Gesetzes über einen Allge- 
meinen Lastenausgleich ist von einer dinglichen 
Sicherung der einmaligen Vermögensabgabe abge- 
sehen worden. Ihr wären im Falle des Eintragungs- 
zwangs (bei mehreren Millionen Objekten des 
Grundbesitzes) die Grundbuchämter nicht gewach- 
sen. Bei Anordnung einer dinglichen Sicherung in 
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Höhe des auf das Grundstück entfallenden Teils 
der Vermögensabgabe ohne Grundbuchelntragung 
würde die tatsächliche Belastung der Grundstücke 
völlig zweifelhaft sein; eine derartige Regelung 
würde sich außerordentlich kreditschädigend aus- 
wirken. Denn manche Grundstücke unterliegen der 
Vermögensabgabe überhaupt nicht (z. B. bei ge- 
meinnützigen Organisationen oder weil der Eigen- 
tümer am Währungsstichtag ein den Freibetrag 
überschreitendes Reinvermögen nicht hatte). Bei 
sehr vielen anderen ist die Frage, welcher Teil der 
Vermögensabgabe auf das Grundstück entfällt, 
sehr schwer zu beantworten (z. B. wegen der Höhe 
des Freibetrags, der vom Gesamtvermögen des 
Abgabepflichtigen abhängt; wegen der Verteilung 
von Schulden; oder wenn die Vermögensabgabe in- 
folge Kriegsschäden des Abgabepflichtigen er- 
mäßigt worden ist). Abgesehen hiervon würde die 
Einführung einer dinglichen Sicherung der Ver- 
mögensabgabe sidi aufbauhemmend auswirken. 

Diese Gründe wiegen so schwer, daß schon jetzt 
als feststehend angesehen werden kann, daß mit 
einer dinglichen Sicherung der zu erwartenden ein- 
maligen Vermögensabgabe nicht zu rechnen ist. 
Wenn aber hiervon ausgegangen werden kann, hat 
der § 29 SHG seinen Sinn verloren; denn er hat 
nur für den Fall Bedeutung, daß im endgültigen 
Lastenausglcichsgesetz eine dingliche Sicherung der 
Vermögensabgabe vorgeschrieben werden sollte. 

Unter diesen Umständen kann es nicht verant- 
v/ortet werden, den § 29 SHG bestehen zu lassen, 
bis das Gesetz über einen Allgemeinen Lastenaus- 
gleich in Kraft getreten ist. Es erscheint vielmehr 
dringend geboten, diese Vorschriften durch ein 
Sondergesetz schon jetzt aufzuheben. 

Aus der Aufhebung des § 29 SHG im jetzigen 
Zeitpunkt würde sich zwar ergeben, daß der Ge- 


setzgeber eine allgemeine dingliche Sicherung der 
einmaligen Vermögensabgabe nicht mehr beabsich- 
tigt. Es bestände aber die Gefahr, daß wegen der 
nicht für jeden ganz leicht übersehbaren Materie 
eine gewisse Unsicherheit über die Frage der ding- 
lichen Sicherung bestehen bliebe. Der Zweck der 
Aufhebung des § 29 SHG würde in diesem Falle 
nur teilweise erreicht werden. Das kann nur ver- 
mieden werden, wenn in dem Gesetz über die Auf- 
hebung des § 29 SHG selbst zugleich auch aus- 
drücklich klargestellt wird, daß bei der gesetzlichen 
Regelung des endgültigen Lastenausgleichs von 
einer allgemeinen dinglichen Sicherung der ein- 
maligen Vermögensabgabe abgesehen wird. Diesem 
Zweck dient die Vorschrift des § 1 Absatz 2 des 
Entwurfs. 

In den drei Ländern der französischen Besatzungs- 
zone und im bayerischen Kreis Lindau, der gleich- 
falls zu der französischen Besatzungszone gehört, 
gilt das für das ehemalige Vereinigte Wirtschafts- 
gebiet erlassene Soforthilfegesetz nicht; es sind 
von diesen vier Gebieten besondere Soforthilfe- 
gesetze erlassen worden, die in der hier in Betracht 
kommenden Frage mit dem Recht des ehemaligen 
V ereinigten Wirtschaftsgebiets übereinstimmen. 
Um eine einheitliche Regelung im Bundesgebiet zu 
erreichen und den vier Gebieten den Erlaß beson- 
derer Vorschriften zu ersparen, muß die Auf- 
hebung auf die entsprechenden Vorschriften dieser 
Gebiete erstreckt werden. 

Die Frage, ob die bereits nach dem Hypotheken- 
sicherungsgesetz entstandenen Umstellungsgrund- 
schulden zur Sicherung der in Aussicht genomme- 
nen Hypothekengewinnabgabe und der gleichfalls 
vorgesehenen Obligationengewinnabgabe beibehal- 
ten werden sollen oder nicht, wird durch die Auf- 
hebung des § 29 SHG nicht berührt. 



